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			Kein großes Volksfest

			Empfang zum 25. Mai kurzfristig nach Olivos verlegt
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			Mauricio Macri und sein Kabinett auf dem Weg in die Kathedrale. (Foto: casarosada)

			Buenos Aires (AT/mc) - Der Kontrast hätte kaum größer sein können: Während im Vorjahr die damalige Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner den Nationalfeiertag anlässlich des Jahrestags der Mairevolution vom 25. Mai 1810 noch zu einer Großkundgebung auf der Plaza de Mayo nutzte, bot der Platz vor dem Präsidentenpalast diesmal ein gänzlich anderes Bild: Absperrungen und Polizeipräsenz auf dem ansonsten leeren Platz zeugten am Mittwochnachmittag von dem Bemühen der Regierung von Präsident Mauricio Macri, mögliche Demonstrationen zu vereiteln.

			Hatte die Staatsführung zunächst geplant, nach dem traditionellen Festgottesdienst einen Empfang mit Locro in der Casa Rosada zu geben, entschied sie sich kurzfristig, das Eintopfessen in die Präsidentenresidenz im Vorort Olivos zu verlegen. Dass die Änderung mit einer angekündigten Demonstration von städtisch beschäftigten Genossenschaftsarbeitern zusammengehangen habe, wurde von der Regierung nicht bestätigt. Stattdessen führte man „organisatorische Gründe“ an. Olivos sei für ein Essen mit 400 geladenen Gästen besser geeignet.

			So war Präsident Mauricio Macri am Vormittag nur kurz auf der Plaza de Mayo zu sehen, als er zum Gottesdienst in der Kathedrale erschien. Dort hielt Erzbischof Mario Poli eine Predigt, in der Geistliche die Solidarität mit den Schwachen in der Gesellschaft einforderte. Der Erzbischof mahnte, man dürfe nicht die Sensibilität für das Leid der Armen verlieren. Stattdessen müsse man die Anstrengungen für diejenigen verdoppeln, denen es am Nötigsten fehle, so Poli, der ansonsten aber eine direkte Konfrontation mit der Regierung vermied. 

			Statistische Erhebungen der katholischen Kirche hatten kürzlich aufgezeigt, dass seit Macris Amtsantritt im Dezember vorigen Jahres 1,4 Millionen Menschen unter die Armutsgrenze abgerutscht seien.

			Die Regierung nahm die Predigt offiziell positiv auf. Kabinettschef Marcos Peña sprach davon, dass man „zu 100 Prozent“ einverstanden sei mit dem, was Poli gesagt habe. „Es waren sehr weise Forderungen für Frieden und Prosperität in einem Argentinien, dessen Bürger den politischen Wechsel im Land gewollt haben.“

			Es war das erste Mal seit Längerem, dass die Staatsspitze wieder am Festgottesdienst in der Kathedrale von Buenos Aires teilnahm. Cristina und Néstor Kirchner hatten es meist vorgezogen, in der Basilika im Wallfahrtsort Luján das Te Deum zum Nationalfeiertag zu feiern, nachdem es zu Differenzen mit dem damaligen Erzbischof Jorge Bergoglio, dem heutigen Papst Franziskus, gekommen war.
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			Unterstützung für Rousseff-Gegner

			Macri empfängt brasilianischen Außenminister Serra

			Buenos Aires (AT/mc) – Offenbar kein Problem mit der neuen politischen Führung Brasiliens nach der Suspendierung der gewählten Präsidentin Dilma Rousseff hat Mauricio Macri. Der argentinische Präsident empfing am Montag den Außenminister der brasilianischen Interimsregierung, José Serra, den seine erste Dienstreise nach Buenos Aires führte. 

			Es war jedoch nur der erste Schritt auf dem Weg der Zusammenarbeit: So sprach Macri eine Einladung für seinen provisorischen Amtskollegen Michel Temer aus. Zudem wird Macris Vizepräsidentin Gabriela Michetti in wenigen Tagen nach Brasilien fahren.

			Auch verbal unterstrich die argentinische Regierung, dass ihr der Sturz von Roussoff keine Bauchschmerzen bereitet: „Es fällt nicht in den Verantwortungsbereich Argentiniens, die Regierung von Präsident Temer zu legitimieren oder nicht“, sagte Außenministerin Susana Malcorra, die wie Kabinettschef Marcos Peña dem Gespräch mit dem Gast aus Brasilien beiwohnte. An der Legalität des Absetzungsprozesses gebe es keine Zweifel.

			Rousseff, die erst vor anderthalb Jahren in freien Wahlen im Amt bestätigt worden war, werden Bilanztricks und unerlaubte Kreditvergaben vorgeworfen. Sie selbst bezeichnete ihre Absetzung als „Putsch“.

			Dass es auch sonst keine Berührungsängste zwischen der Macri-Regierung und der neuen brasilianischen Führung gibt, wurde an inhaltlichen Übereinstimmungen deutlich. Beide Seiten streben eine Flexibilisierung der Handelsbeziehungen innerhalb des Mercosur sowie eine neue Annäherung an die USA stark an.

			Mit Blick auf den Mercosur-Partner Venezuela erklärte Serra, das sozialistisch regierte Erdölland befinde sich in einer kritischen Situation. Brasilien und Argentinien befänden sich in Alarmbereitschaft. Beide Länder seien bereit, zwischen den Konfliktparteien in Venezuela zu vermitteln, um einen Weg zur Aussöhnung zu finden. Macri hatte im Wahlkampf gefordert, Venezuela wegen demokratischer Defizite aus dem Mercosur ausschließen zu wollen.

			Malcorra und Serra unterzeichneten eine Absichtserklärung mit dem Ziel, den zwischenstaatlichen Handel, den gegenseitigen Informationsaustausch sowie die Integration der Region zu verbessern. Als vorrangige Felder der Zusammenarbeit wurden Wissenschaft, Technik, Verteidigung, Luftfahrtindustrie, Energiepolitik und Handel genannt.

			Vor dem Außenministerium hatten sich Demonstranten versammelt, die ihrem Unmut über den Sturz der gewählten Präsidenten Rousseff Luft machen. „Nieder mit Temer, nieder mit Serra“ riefen sie, und auf Plakaten klagten sie die „Putschisten“ an.
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			Die Woche in Argentinien

			Malcorra kandidiert

			Präsident Mauricio Macri hat am Montag die Kandidatur seiner Außenministerin Susana Malcorra für das Amt der Generalsekretärin der Vereinten Nationen bekannt gegeben. Malcorra soll im Oktober für die Nachfolge von Ban Ki-moon kandidieren, dessen Amtszeit Ende dieses Jahres endet. Malcorra war bereits von 2012 bis 2015 als Kabinettschefin von Ban Ki-moon am UN-Sitz in New York tätig, ehe Macri sie in seine Regierung berief. „Es wird ein harter Wettbewerb“, meinte der argentinische Präsident mit Blick auf die Wahl des UN-Chefpostens. Neben Malcorra bewerben sich mit der Bulgarin Irina Bokova, der Neuseeländerin Helen Clark, der Moldawierin Natalia Gherman und der Kroatin Vesna Pusic vier weitere Frauen. Hinzu kommen der Portugiese Antonio Guterres, der Mazedonier Srgjan Kerim, der Montenegriner Igor Luksic und der Slowene Danilo Türk. Fast alle haben wichtige Staatsposten in ihren Ländern bekleidet. Macri betonte Malcorras „enorme“ internationale Erfahrung, die sie für den Posten prädestiniere. Malcorra unterstrich, dass sie vorerst weiter ihre gesamte Aufmerksamkeit auf das Amt der Außenministerin richten werde und ihre Dienstreisen nicht als Werbetouren für ihre Kandidatur aufzufassen seien.

			Kritik aus dem Vatikan

			Zwischen dem Vatikan und der argentinischen Regierung stimmt die Chemie nicht. Schon der Besuch von Mauricio Macri bei Papst Franziskus im vergangenen Februar verlief eher unterkühlt. Nun äußerte sich der argentinische Kurienbischof Marcelo Sánchez Sorondo mit scharfen Worten: “Es ist ein Skandal, dass die Regierung den Papst nicht unterstützt”, beklagte der Geistliche in einem Interview mit der konservativen Tageszeitung “La Nación”. Sánchez Sorondo, der als Kanzler der päpstlichen Akademie der Wissenschaften im Vatikan fungiert, monierte des Weiteren, dass in Argentinien viele Dinge auf “provinzielle” Weise gedeutet würden und Egozentrismus das Handeln bestimme. Vorausgegangen waren Äußerungen von Macris politischer Verbündeten Elisa Carrió, die dem Papst Parteinahme zugunsten des Kirchner-Lagers vorgeworfen hatte. Sánchez Sorondo machte vor diesem Hintergrund deutlich, dass es dem Kirchenführer in Bezug auf Argentinien derzeit vor allem um Rechtsstaatlichkeit gehe und er besorgt sei angesichts einer zunehmenden Kriminalität. Für Sánchez Sorondo ist es unverständlich, dass man den Papst in diesen Punkten offenbar nicht unterstützen wolle.

			Macri legt Veto ein

			Präsident Mauricio Macri hat wie angekündigt sein Veto gegen das Anti-Entlassungsgesetz eingelegt. Dieses war zuvor von beiden Kongresskammern abgesegnet worden. Nun müsste es im Parlament schon eine Zweidrittelmehrheit für den geplanten Kündigungsschutz geben, um sich gegen das Präsidentenveto durchzusetzen. Macri begründete seine Ablehnung gegen das Gesetz, das einen 180-tätigen Schutz vor Entlassungen vorsah, damit, dass es beschäftigungsfeindlich wirke. Es gebe Kräfte im Land, die der Regierung Steine in den Weg rollen wollten. Seitens der Opposition und der Gewerkschaften hagelte es Kritik an der Maßnahme Macris. Die Führer der wichtigsten Arbeitnehmervertretungen sprachen von einer „schallenden Ohrfeige“ für die Arbeiter. Bei ihrer vorgezogenen „Mai-Kundgebung“ am 29. April hatten sie große Kampfmaßnahmen angekündigt für den Fall, dass Macri sich beim Kündigungsschutz querlegen würde. Aktuell erklärten sie, in Kürze festlegen zu wollen, welche Protestmittel angewandt werden sollen.

			Steinmeier kommt

			Der deutsche Außenminister Frank-Walter Steinmeier wird am kommenden Donnerstag zu einem Arbeitsbesuch nach Buenos Aires kommen. Dies teilte die deutsche Botschaft mit. Die Visite erfolgt im Rahmen einer Delegationsreise, die den Chef des Auswärtigen Amtes nach Mexiko und Argentinien führt. Ein Thema dürfte die Vorbereitung des Treffens von Bundeskanzlerin Angela Merkel und Präsident Mauricio Macri sein, der im Juli nach Berlin reisen wird. Steinmeier war bereits vor zehn Jahren zu Gast in der argentinischen Hauptstadt - auch damals schon als Außenminister. Der letzte deutsche Außenminister, der Buenos Aires besuchte, war indes der vor wenigen Wochen verstorbene Guido Westerwelle, der im März 2010 am Río de la Plata zu Gast war. Westerwelle löste Steinmeier 2009 als Außenminister ab. 2013 nach dem Koalitionswechsel in Berlin übernahm dann wieder Steinmeier.

			Maradona unterstützt Dilma

			Diego Maradona hat eine Vorliebe für linke Politiker, mit Kubas Revolutionsführer Fidel Castro pflegt er eine Freundschaft. Nun hat der einstige Fußball-Weltstar auf besondere Weise seine Solidarität mit Brasiliens suspendierter Präsidentin Dilma Rousseff und Vorgänger Luiz Inácio Lula da Silva demonstriert, unter deren Ägide 40 Millionen Menschen mit Sozialprogrammen aus der Armut in die untere Mittelschicht aufstiegen: „Ein Soldat Lulas und Dilma Rousseffs“, schrieb der 55-Jährige Weltmeister auf seiner Facebook-Seite. Rousseff dankte Maradona via Twitter für seine „Unterstützung und Herzlichkeit“. Unter der Solidaritätsadresse veröffentlichte Maradona ein Bild von sich mit einem Brasilien-Trikot, auf dem Lulas Name und die Nummer 18 prangen - eine Anspielung auf eine mögliche Kandidatur Lulas bei der Präsidentenwahl 2018. Rousseff nennt ihre Suspendierung durch den Kongress einen „Putsch“ ihrer politischen Gegner. (AT/mc/dpa)
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			Malwinen

			Das Thema Malwinen ist in der argentinischen Politik ein  Dauerbrenner, seit England sie 1833 besetzte und die argentinischen Siedler vertrieb. Damals hatten die beiden Inseln, in England genannt Falklands, strategische Bedeutung für den Segelverkehr im Südatlantik. Der Name Malwinen entstammt dem französischen Ort Saint Malo in Nordwestfrankreich. Die ersten europäischen Entdecker der Inseln waren Franzosen. Danach folgten Spanier in Zeiten des Vizekönigtums des La Plata-Flusses mit Sitz in Buenos Aires. Nach der argentinischen Unabhängigkeit, zuerst am 25. Mai 1810 in Buenos Aires und dann am 9. Juli 1816, vor zweihundert Jahren in der Versammlung von Tucumán ernannte die Regierung in Buenos Aires einen Statthalter auf den Inseln, den die Engländer vertrieben. Seither meldetet die jeweilige argentinische Regierung ihren Anspruch an, um eine Verjährung zu vermeiden.

			Die Bevölkerung der Inseln bestand aus allerlei Personen, auch Argentinier wie der legendäre Gaucho Rivero. Sie hatten keine britische Staatsangehörigkeit. Nach dem misslungenen Versuch am 2. April 1982, die Inseln zu besetzen, entsandte die damalige konservative britische Regierung von Margaret Thatcher hundert Schiffe, teils Kriegsschiffe, teils private Versorgungsschiffe, und besiegte die argentinischen Truppen nach erbitterten Kämpfen. Insgesamt starben fast tausend Soldaten, meist junge Menschen aus dem Nordosten Argentiniens.

			Die britische Regierung richtete eine Sperrzone von 150 Seemeilen um die Inseln ein, in der die Inselregierung seither Fischereilizenzen vergibt, deren Gebühr den Haushalt der Inseln deckt. Die Schafzucht, damals wichtigste Wirtschaftsleistung, ist inzwischen ebenso wie in Patagonien Opfer der billigeren Konkurrenz von Kunstfasern geworden. Außerdem erteilte London den rund 3000 Bewohnern der Inseln das britische Bürgerrecht.

			Die Inselbewohner pflegten vor dem Konflikt rege persönliche Beziehungen zu Argentinien. Es gab Lieferungen von Obst und Gemüse, Reisen von Insulanern nach dem Kontinent, wo sie ihre Kinder in englische Schulen mit Internat entsandten und bei Krankheiten argentinische Hospitäler aufsuchten. Die argentinische Regierung entsandte zwei Lehrerinnen, die den Insulanern die spanische Sprache beibrachten.

			Es gab eine Flugverbindung nach Puerto Argentino, wie die Hauptstadt von der argentinischen Militärbesatzung Port Stanley umgetauft wurde.

			Seit dem Konflikt weigerte sich die London stets, Verhandlungen über die Souveränität der Inseln aufzunehmen. In der Generalversammlung der Vereinten Nationen gelang es der damaligen argentinischen Regierung im Jahr 1965, eine Empfehlung durchzusetzen, die beide Regierungen auffordert, Verhandlungen über die Inseln aufzunehmen, wogegen sich London stets weigerte, letzthin auch als Folge eines Referendums auf den Inseln, das die argentinische Souveränität ablehnt.

			Nun hat Präsident Mauricio Macri die Initiative mit einer Erklärung ergriffen, laut der der Flugverkehr zwischen Comodoeo Rivadavia und den Malwinen wieder aufgenommen werden soll, wie es vor dem Konflikt von 1982 üblich gewesen war. Die Kirchnerregierungen hatten hingegen zwar auf internationalen Versammlungen, auch Jahr für Jahr in der UNO, britische Firmen gegeißelt, die unweit der Inseln Erdöl suchten, bisher ergebnislos, und den Kontakt mit den Inseln unterbrochen. Macris Geste zielte in die andere Richtung und bemüht sich, normale Beziehungen zu den Inseln herzustellen, wie sie vor dem Konflikt bestanden, ohne auf den traditionellen Hoheitsanspruch zu verzichten.
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			Erleichterung

			Von Stefan Kuhn

			Der Wahlkrimi dauerte bis Montagn Nachmittag: Erleichterung ist das Resultat der österreichischen Bundespräsidentenwahl. Doch ist das wirklich angebracht? Gut, es wird kein Rechtspopulist in die Wiener Hofburg einziehen und das Land in den nächsten sechs Jahren repräsentieren. Der FPÖ-Kandidat Norbert Hofer unterlag dem früheren Grünen-Vorsitzenden Alexander Van der Bellen mit 49,7 zu 50,3 Prozent. Am Ende fehlten Hofer exakt 15.514 Stimmen zum Sieg. Deswegen sind in allererster Linie die Österreicherinnen erleichtert, denn sie haben mit deutlicher Mehrheit für Van der Bellen gestimmt. Bei den Österreichern war das umgekehrt. Immerhin sind all diejenigen froh, denen ein Rechtspopulist an der Spitze des Staates ein Horrorszenario war.

			Froh dürften auch die österreichischen Dauerregierungsparteien SPÖ und ÖVP sein, denn ihnen gibt das Wahlergebnis eine neue, vielleicht letzte Chance. In Österreich hat der Bundespräsident mehr Macht als sein deutscher Amtskollege. Er kann etwa in eigener Initiative die Regierung entlassen und Neuwahlen einberufen. Das ist zwar noch nie geschehen, wäre allerdings unter einem Präsidenten Hofer durchaus möglich gewesen. Seine Partei liegt in den Umfragen deutlich vor den Altparteien. Natürlich erwarten sich auch die österreichischen Grünen einen Popularitätsschub. Ihr langjähriger Vorsitzender Van der Bellen wird Staatsoberhaupt.

			Erleichtert ist man auch in Europa. Der designierte Bundespräsident gilt als europafreundlich. In Brüssel hofft man, dass die derzeit etwas strapazierten Beziehungen zu Wien wieder besser werden. Höchstens in Ungarn oder Polen, wo mit einem zweifelhaften Demokratieverständnis ausgestattete Ultranationalisten regieren, werden wohl leise Tränen vergossen.

			Erleichterung ist deshalb eine verständliche Reaktion. Positiv mag man auch sehen, dass die Wahl viele, vor allem junge Menschen, mobilisiert hat. So ist die Wahlbeteiligung von 60 Prozent im ersten auf fast 73 Prozent im zweiten Wahlgang gestiegen. Im Grunde genommen ist das ein übliches Phänomen. Es hat aber bei dieser Wahl dennoch eine größere Bedeutung, weil die Kandidaten der Regierungsparteien in der ersten Runde gescheitert sind. Man hätte davon ausgehen können, dass viele SPÖ- und ÖVP-Mitglieder der Stichwahl deshalb fernbleiben. Das war nicht der Fall. Obwohl vielen Wählerinnen und Wählern Alexander Van der Bellen nur als kleineres Übel galt, war es ihnen nicht egal, wer die kommenden Jahre an der Spitze des Staates steht. Van der Bellen ist eine unglaubliche Aufholjagd gelungen. Er hat im Vergleich zum ersten Wahlgang 1,34 Millionen Stimmen hinzugewonnen. Bei Hofer waren es 723.000.

			Doch damit erschöpft sich für die Hofer-Gegner das Positive. Es wäre verfrüht, vielleicht auch verfehlt, daraus ein Ende der Politikverdrossenheit abzuleiten. Man kann  das Wahlergebnis auch als letztes Aufbäumen gegen die Übernahme des Staates durch die rechtspopulistische FPÖ sehen. Die Partei ist auch nicht unglücklich über das Scheitern Hofers. Er hat im ersten Wahlgang mehr als zwei Drittel der Stimmen bekommen und im zweiten nicht ganz die Hälfte. Das sind keine Protestwähler. Es bedeutet, dass die Partei inzwischen mehrheitsfähig ist.

			Nun ist Hofer im Vergleich zum FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache zwar das freundliche Gesicht der Partei, aber er ist ein rechtspopulistischer Hardliner, der wesentliche Abschnitte im Parteiprogramm verfasst hat. Fremdenhass hat kein freundliches Gesicht. Den Österreichern war bewusst, wen sie da wählen. Das ist sicher kein Grund, erleichtert zu sein.

			In Europa sollte auch mehr Besorgnis als Erleichterung herrschen. Natürlich wird es den meisten Staats- und Regierungschefs der meisten EU-Staaten angenehmer sein, wenn sie bei einem Gipfelbankett nicht neben Herrn Hofer sitzen müssen, aber das Wahlergebnis dürfte die Abschottungspolitik der österreichischen Regierung gegen Flüchtlinge nicht unbedingt aufweichen.

			Die Reaktion in Wien wird ähnlich sein wie in anderen EU-Hauptstädten. In Paris scheut die sozialistische Regierung aus Angst vor der rechtsextremen Front National ein Abkommen über die Verteilung von Flüchtlingen. In Deutschland setzt das Erstarken der rechtspopulistischen AfD die Regierung unter Druck. Solange das Flüchtlingsproblem nicht gelöst ist, werden auch die Rechtspopulisten, Rechtsextremen und Ultranationalisten weiter Zulauf finden. Die EU wird mittelfristig in der Bedeutungslosigkeit verschwinden.

			Für Österreich kann man nur hoffen, dass unter dem neuen Bundeskanzler Christian Kern (SPÖ) eine Wende gelingt. Er hat jetzt zumindest etwas Luft zum Atmen und, wenn der Koalitionspartner ÖVP mitspielt, bis September/Oktober 2018 Zeit, etwas zu bewegen. Zumindest dies hat die Wahl Alexander Van der Bellens zum Bundespräsidenten bewirkt.
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			Randglossen

			Präsident Mauricio Macri ist der langjährigen Tradition gemäß zu Fuß vom Regierungsgebäude zur Kathedrale von Buenos Aires an der Plaza de Mayo in Begleitung seines Kabinetts gegangen. Die Kirchnerregierungen hatten das nur ausnahmsweise gemacht und die Feier in Provinzhauptstädten besucht. Sie betrachteten damals den Erzbischof Jorge Bergoglio, derzeit Papst Franziskus, als den eigentlichen Chef der Opposition, was keinesfalls stimmte. Nachher hütete sich die Expräsidentin, den neuen Papst zu kritisieren und traf sich mehrmals mit ihm, was jeweils im Internet und im Fernsehen publik wurde. Macri hält sich an die echte Tradition und geht zu Fuß zur Kathedrale.

			Die südpatagonische Provinz Santa Cruz, politische Hochburg der Familie Kirchner, ist derzeit pleite. Die Gouverneurin Alicia Kirchner, Schwester von Néstor Kirchner, kann die Gehälter nicht bezahlen. Sie ist auf Geldzuweisungen der Nationalregierung angewiesen, die sich selber bemüht, das geerbte Defizit von nahezu sieben Prozent des Bruttosozialproduktes fühlbar abzubauen, um die Inflation zu bekämpfen. Der Schulunterricht hat in Santa Cruz noch nicht begonnen, weil die Lehrer streiken. Sie lehnen ein Angebot der Gouverneurin von zehn Prozent Zulage ab. Deutlicher kann das Finanzchaos der Provinz nicht zum Ausdruck kommen. Für Macri hat Santa Cruz den gleichen Status wie alle anderen Gliedstaaten, ohne Präferenzen oder Diskriminierungen.

			Was ist eigentlich ein Populist? Jemand, der dem Volk aufs Maul schaut? Das ist eigentlich nicht falsch, sondern eine Tugend, die vielen Politikern fehlt. Sie sind abgehoben, eine besserwisserische Elite und geben sich nur im Wahlkampf volksnah. Dennoch haben die meisten ein Gespür für die Stimmung im Volk, Populisten sind sie deshalb nicht. Die Guten ziehen auch unpopuläre Entscheidungen durch und stehen zu ihren Überzeugungen. Populisten bieten einfache Lösungen, die allerdings nur scheinbar einfach sind. „Kriminelle Ausländer abschieben“ ist eine der gängigsten, der wohl eine breite Mehrheit zustimmen würde. Sie ist auch eine, die zeigt, dass Populismus Volksverarschung ist, denn für eine Abschiebung braucht es die Zustimmung der Herkunftsländer, und diese verweigern in der Regel schon die Rückführung von sogenannten Wirtschaftsflüchtlingen.

			Man kann die österreichische Bundespräsidentenwahl als letztes Aufbäumen der Vernunft gegen die Dummheit interpretieren. Oder auch, aus der anderen Perspektive, als letztes Aufbäumen der verkrusteten Altparteien gegen das Neue, nennen wir es die „nationale Bewegung“. Klar ist, dass das Neue oder die Dummheit siegt, wenn nicht etwas Entscheidendes geschieht. Vielleicht wäre dieser Sieg sogar das kleinere Übel, denn Populisten, egal ob rechte oder linke, können in der Opposition das Blaue vom Himmel versprechen. Erst wenn sie regieren, kann man feststellen, ob das Neue wirklich dumm ist. In manchen Fällen ist es dann allerdings schon zu spät.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,32 gegen $ 14,41 am Mittwoch zuvor, und um 6,79% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen u$s 31,83 Mrd. gegen u$s 31,64 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.16 bei $ 14,43 zum 30.09.16 bei $ 15,40, zum 30.12 bei $ 16,34 und zum 28.04.17 bei $ 17,49. Der Terminkurs per Ende April enthält einen Jahreszinssatz von 26,85%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,66 für den Ankauf gegen $ 14,74 in der Vorwoche. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 3,50% und liegt 6,05% im Plus gegenüber Ende 2015.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere notierten wie folgt: „ Argentina 2019“ gewinnt zur Vorwoche 0,05%, „Argentina 2021“ verliert 0,72%, „Argentina 2026“ liegt im Plus mit 0,44% und auch „Argentina 2046“ gewinnt 0,35%. „Bonar 2024“ verloren in einer Woche um 0,14%. 

			***

			Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 293,62 (Vorwoche $ 307,53) und bei 24 Karat um $ 419,46 (Vorwoche $ 493,32) gehandelt.

			***

			Dei Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 20.5.16 um 24,51%, bei einer Abnahme von 6,63% im Laufe dieses Jahres und einer Zunahme von 0,40% in 30 Tagen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, verzeichnet in 12 Monaten eine Zunahme von 23,70%, und im Laufe dieses Jahres eine Abnahme von 3,70%. Die monetäre Expansion liegt unter der allgemeinen Preiszunahme. Vor dem Regierungswechsel lag sie über 30% und zeitweilig bei 40% jährlich.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 20.5.16 um 24,89% auf $ 1,28 Bio., und die Pesokredite um 29,87% auf $ 854,63 Mrd. Die Dollardepositen nahmen um 53,80% auf u$s 14,86 Mrd. zu, wobei sie allein in diesem Jahr um 22,32% zugenommen haben. Die Dollarkredite nahmen um 31,44% auf u$s 5,63 Mrd. zu. Während die Kredite im Pesobereich 66,76% der Depositen ausmachen, sind es im Dollarbereich nur 37,88%. Vor dem Regierungswechsel waren es um die 20%, so dass eine schrittweise Zunahme eingesetzt hat.

			*** 

			Im April wurden 11.678 Klagen vor Gericht wegen Arbeitsunfällen und -Krankheiten eingereicht, berichtet der Verband ART (Asociación de Aseguradores de Riesgos del Trabajo). In 4 Monaten 2016 sind es jetzt 33.500 Klagen, was hochgerechnet auf ganz 2016 122.491 ausmacht, 16% mehr als 2015. Hier ergibt sich die paradoxe Lage, dass die Zahl der Arbeitsunfälle und –krankheiten stark abgenommen hat, u.a weil sich die ARTs um die entsprechende Vorsorge kümmern, aber die Zahl der Klagen vor Gerricht dennoch zunimmt. Hier stimmt etwas nicht, sei es beim Gesetz oder bei der Haltung der Richter.

			***

			Die lokalen Schifffahrtsunternehmer befürworten bei der Verhandlung über den neuen Gesamtarbeitsvertrag auch Massnahmen, die sich auf die Produktivität beziehen. Erdöltanker, die international eine Belegschaft von 13 Mann haben, verfügen hier über 21. Ausserdem bestehen bei den Personalkosten viele Extrakosten, die international nicht vorhanden sind. Die Zeitung „Clarín“ berichtet, dass ein Panamax-Frachter in der Vorwoche den Tarif für Ladung in einem argentinischen Hafen forderte, und dieser auf u$s 550.000 angesetzt wurde. In Europa sind es um die u$s 110.000. Das Ergebnis dieser Lage ist, dass Schiffe mit argentinischer Flagge international nicht konkurrenzfähig sind, und somit nur in den Binnenschifffahrt tätig sind.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den das Statistische Amt der Regierung von San Luis berechnet, ergab für April eine Zunahme von 3,4%, und in 12 Monate eine von 39,3%. 

			***

			Im April betrug der Handelsbilanzüberschuss u$s 332 Mio. (Vorjahr: u$s 202 Mio.), berichtet das INDEC, bei Exporten von u$s 4,75 Mrd. (+8% gegenüber Vorjahr) und Importen von u$s 4,42 Mrd. (-11%). Im April lagen die Importe von Kapitalgütern um 8% unter dem Vorjahr, die von Rohstoffen und Produkten für die Weiterverarbeitung um 14% und die von Brennstoffen um 58%, während die von Konsumgütern um 7% und die von Kfz um 52% höher als im Vorjahr waren. 

			***

			Die Stadtverwaltung von Buenos Aires hat Bonds für u$s 890 Mio. zu 7,5% (effektive Rendite: 7,62%) auf 11 Jahre auf dem internationalen Fianzmarkt untergebracht. Die Ausgabe erfolgte unter britischer Gesetzgebung. Im Feburar 2015, als die Stadt zum letzten Mal Titel untergebracht hatte, zahlte sie einen Zinssatz von 8,95%.

			***

			Der Rat für Beschäftigung, Produktivität und Lohn hat Ende der Vorwoche den Mindestlohn um insgesamt 33% erhöht, von bisher $ 6.060 auf $ 6.810 ab Juni, $ 7.560 ab September und $ 8.060 ab Januar 2017. Ausser den Vertretern der abtrünnigen in zwei geteilten Gewerkschaftszentrale CTA, haben alle anderen zugestimmt. Es sind insgesamt je 16 Vertreter der Gewerkschaften und der Unternehmer. Präsident Macri begrüsste die Einigung, wies auf eine schwierige Übergangsperiode hin und betonte, dass der Leitgedanke der Arbeitspolitik die Produktivität sein müsse. Ebenfalls wurde der Höchstbetrag der Arbeitslosensubvention von bisher $ 400 auf $ 3.000 angehoben. Diese Entschädigung wurde jedoch im Februar nur von 6.914 Personen kassiert, also unter 6% der Arbeitslosen, u.a. weil bestimme Gruppen, wie Haushaltspersonal, Landarbeiter und Bauarbeiter ausgeschlossen sind. Die Subvention wird nur an Personen gezahlt, die eine bezahlte Beschäftigung im Abhängigkeitsverhältnis hatten und entlassen wurden

			***

			Die Regierung hat per Dekret die Sondersteuer von 6 Promille auf die Stromrechnungen im ganzen Land abgeschafft, deren Erlös für die Provinz Santa Cruz bestimmt war. Es handelte sich um einen Betrag von jährlich $ 300 bis $ 400 Mio. mit dem die Haushalte in jener Provinz subventioniert wurden. Energieminister Juan José Aranguren studiert auch die Möglichkeit der Abschaffung anderer Steuern und auch Gebühren, die den Strom verteuern.

			***

			Aussenministerin Susana Malcorra und der chinesische Aussenminister Wang Yi haben die Aufrechterhaltung der Veträge bestätigt, die sich auf die zwei Wasserkraftwerke in San Cruz, die Kernkraftwerke und die Raumfahrtstation in Neuquén beziehen. Bei den Wasserkraftwerken wurde vereinbart, die Zahl der Turbinen von 11 auf 8 zu verringern, um auf diese Weise die Auswirkung auf die Umwelt zu verringern. Bei all diesen Objekten geht es auch um die Beibehaltung des chinesischen Kredites. 

			***

			Das Statistische Amt (INDEC) hat die Veröffentlichung des Indices der Grossistenpreise wieder aufgenommen. Die Zunahme betrug in 4 Monaten 2016 19,1%, mit 9% im Januar, 5% im Februar, 2,4% im März und 1,5% im April. Die Tendenz war deutlich abnehmend. Im Januar wirkte sich besonders die Zunahme des Preises von Erdöl und Gas von durchschnittlich 18,7% aus. Im Februar wirkte sich die Stromzunahme von 69,6% aus. 

			***

			Die Regierung hat die automatischen Bankschalter in der Pferderennbahn von Palermo (wo auch unzählige Spielmaschinen in Betrieb sind) und auf den Schiffen „Estrella de la Fortuna“ und „Princess“ verboten, die Kasinos betreiben. Die Massnahmen wird mit Hinweis auf die Förderung des Spieltriebes erklärt, der durch den direkten Zugang zu mehr Geld entsteht, und bei vielen Spielern besteht, die einen Verlust dann nicht verkraften können.

			***

			Die Regierung hat den Preis für Gas, das traditionell schon lokal gefördert wird, ab 1. April verdoppelt und auf u$s 5 je Mio. BTU festgesetzt. Für zusätzlich auf Grund neuer Investitionen erzeugtes Gas liegt der Preis unverändert bei u$s 7,50 je Mio. BTU. Argentinien importiert Gas, wobei Bolivien nicht mehr liefern kann, so dass zum verflüssigten Gas gegriffen werden muss, das per Schiff importiert wird und mindestens doppelt so viel kostet, wie das lokal erzeugte und das bolivianische. Daher die Notwendgkeit, die lokale Förderung zu erhöhen, wobei das Schiefergas von „Vaca Muerta“ jedoch vorläufig nicht in Frage kommt, weil es auch sehr teuer zu stehen kommt.

			*** 

			Das Schatzamt hat Ende der Vorwoche Schatzscheine (Letes) in Dollar für u$s 443 Mio. untergebracht, davon u$s 192 Mio. auf 180 Tage zu 3,70%, u$s 251 Mio. auf 90 Tage zu 3,70%. Genehmigt wurde eine Ausgabe bis u$s 700 Mio. Mit diesen Schatzscheinen werden lokal gehaltene Dollarbeträge zu einem sehr niedrigen Zinssatz aufgenommen. Angeblich soll hier gesichert werden, dass das Steueramt den Ursprung der Mittel nicht prüft, da es sich weitgehend um schwarze Gelder handelt. 

			***

			Der Präsident der Interamerikanischen Entwicklungsbank, Luis Alberto Moreno, gab bekannt, dass die Bank dieses Jahr Kredite an Argentinien für u$s 1,2 Mrd. vergeben werde, und im kommenden Jahr noch mehr, so dass in fünf Jahren schätzungsweise u$s 5 Mrd. erreicht werden. Zunächst hat Moreno die unmittelbare Erweiterung eines Kredites für ein Sozialprogramm für u$s 300 Mio. angekündigt. Am Freitag der Vorwoche reiste Moreno in Begleitung von Kabinettschef Marcos Peña, Finanzminister Alfonso Prat Gay und Innenminister Rogelio Frigerio nach San Juan, wo der Tunnel „Agua Negra“ gebaut werden soll, der San Juan mit Chile verbindet, zu dessen Finanzierung die BIP mit u$s1,3 Mrd. beiträgt. 

			*** 

			Produktionsminister Francisco Cabrera bestätigte, dass die brasilianische Vale ihr Bergbauprojekt Potasio Rio Colorado, in Mendoza, in dem Kalium ausgebeutet werden soll, wieder in Gang setzten werde. Vale hatte sich 2013 zurückgezogen, obwohl schon u$s 2 Mrd. investiert worden waren. Jetzt will Vale das Projekt wieder aufnehmen und dabei 2.000 Arbeiter einstellen.

			***

			Minister Cabrera gab beiläufig auch bekannt, dass Investitionsprojekte für u$s 20 Mrd. bestünden. Als er vor dem 10.12.15 die Stiftung Pensar leitete, hat er von den Firmen KPMG, Price, Deloitte und EY eine Liste von Investitionsprojekten gefordert, und gelangte dabei auf den genannten Betrag. Jetzt werden sie nach und nach vollzogen.

			***

			In den Jahren der Kirchner-Regierungen wurden Mittel des „Solidarischen Umverteilungsfonds der Gewerkschaftlichen Sozialwerke“ unrechtmässig einbehalten, erklärte der Leiter der Aufsichstbehörde der Gesundheitsdienste, Luis Scervino. Der zwischen den Jahren 2003 und 2015 einbehaltene Betrag beläuft sich auf ca. $ 27 Mrd., was zu heutigen Werten ca. $ 70 Mrd. entspricht. 2016 wurden weitere Fonds einbehalten, so dass es jetzt insgesamt $ 26,89 Mrd. sind. Dieser Fonds wurde geschaffen, um die Behandlung von teuren Krankheiten durch die Sozialwerke mit zu finanzieren. Gegenwärtig wird über die Zahlung mit den Gewerkschaften verhandelt.

			***

			Das Gesetzesprojekt über die Zuwendung von $ 5 Mrd. für das Bergbauunternehmen in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, kommt nicht voran. Am 9.12.15, kurz vor Ablauf der Amtszeit der Regierung von CFK, hat die Regierung beim Senat ein Gesetztesprojekt eingebracht, das das Unternehmen „Yacimientos Carboníferos Fiscales“ schafft, das den Bergbau des Kohlenlagers in Rio Turbio übernehmen, und dabei einen Zuschuss des Nationalstaates von $ 5 Mrd. erhalten sollte. 45% des Kapitals sollte dem Nationalstaat gehören, 45% der Proviz Santa Cruz und 10% der Belegschaft. Doch die Regierungspartei erreichte kein Quorum, weil viele Senatoren befürchteten, dass eine so hohe finanzielle Unterstützung für Santa Cruz zum Schaden ihrer Provinzen erfolgen würde. Doch jetzt bemüht sich die Partei „Front für den Sieg („Frente para la Victoria“) erneut um die Verabschiedung des Projektes, stösst dabei jedoch weiter auf internen Widerstand. Präsident Macri soll angeblich bereit sein, das Projekt, sollte es zum Gesetz werden, einem Veto zu unterstellen. Gegenwärtig wird eine Kontrolle der Buchhaltung des Bergwerkes und des Kraftwerkes vollzogen, das trotz der Einweihung durch CFK still steht, weil keine Kohle vorhanden ist, um sie als Brennstoff einzusetzen. Das Bergwerk ist strukturell unwirtschaftlich, und sollte somit stufenweise verkleinert werden. Und das Kraftwerk, das überhaupt keinen Sinn hat, sollte abmontiert und woanders errichtet werden. Doch Macri hat bisher keine Entscheidung in diesem Sinn getroffen. Das Kraftwerk benötigt 1,2 Mio. Jato Kohle, doch es werden nur 200.000 Jato erzeugt.

			***

			Der staatliche venezolanische Erdölkonzern PDVSA, hier unter dem Namen Petrolera del Cono Sud tätig, gibt seine Geschäfte in Argentinien auf. Eine Gruppe argentinischer Unternehmer, die unter dem Kürzel GMM agiert und von Emilio González Moreno angeführt wird, übernimmt zunächst das Management und später eventuell die gesamte Firma. González Moreno ist ein ehemaliger Aktionär von Banco Patagonia und der Gruppe Fip; ein Vertriebsunternehmen von Kraftstoffen. Nach Angaben der Handelsbörse von Buenos Aires habe die Firma im letzten Jahr monatlich rote Zahlen um die u$s 880.000 geschrieben. Ausgenommen aus dem Geschäft sind zwei Unternehmen, die PDVSA auch in Argentinien besitzt: eines, das sich mit der Logystik des Brennstoffvertriebes befasst, und ein anderes, das Flusschiffe für Erdöltransport betreibt.

			***

			Energieminister Juan Jose Aranguren versicherte, dass das Interesse um weitere Investitionen in Vaca Muerta sowohl seitens von YPF wie auch von ausländischen Erdölfirmen weiterhin gross sei. „Vaca Muerta bleibt für YPF wie für das Land eine sehr gute Option, um die Selbstversorgung im Energiebereich zurückzugewinnen. YPF ist bereits jetzt in der Lage, Allianzen mit weiteren Unternehmen einzugehen. Zur Zeit arbeitet der staatliche Erdölkonzern mit dem US-Unternehmen Chevron, mit Petronas dem Staatsunternehmen aus Malaysia sowie mit Pan American Energy zusammen.

			***

			Durch Beschluss 3.878 der AFIP wurde verfügt, dass kleine und mittlere Unternehmen die MwSt. ab Juni alle drei Monate zahlen können, statt jeden Monat. Dabei muss dann der gesamte Quartalsbetrag auf einmal gezahlt werden, was gelegentlich Schwierigkeiten verursachen kann. Was die Unternehmen allgemein fordern, ist dass die Frist der Zahlung der MwSt. nicht ab Ausstellung der Rechnung erfolgt, sondern ab Zahlung durch den Kunden. Denn in vielen Fällen entsteht ein finanzielles Problem für den Lieferanten, wenn die Zahlung in 60, 90 oder mehr Tagen erfolgt, oder sich weiter hinauszieht, wie es bei staatlichen Käufen und Bauaufträgen der Fall zu sein pflegt, ebenfalls bei Unternehmen, die ihre Zahlungen einstellen und einen Vergleich vor Gericht beantragen. All dies bleibt vorerst wie bisher. Der neue Beschluss bezieht sich auf Unternehmen, die durch Beschluss 24/01 und 11/16 als kleine und mittlere Unternehmen definiert werden. Ausgeschlossen sind Bergbbau- und Bauunternehmen. Landwirtschaftsunternehmen, die sich dem neuen Regime anschliessen wollen, müssen verzichten, im Beschluss 1.745 eingeschlossen zu sein. Das neue Regime schafft auch Einbehaltungen der MwSt in Fällen ab, in denen ein Saldo zu Gunsten des Steuerzahlers besteht. Das ist u.a. bei der Landwirtschaft der Fall, die bei ihren Verkäufen einen MwSt-Satz von 10,5% berechnet, aber bei den Käufen von Düngemitteln u.a. Produkten und Dienstleistungen 21% zahlt.

			***

			Das US-Landwirtschaftsdepartement (USDA) hat die argentinische Milchproduktion für das Jahr 2016 auf 10,09 Mio. Liter geschätzt, 10% weniger als 2015. Dies sei auf die Überschwemmungen und auf die erhöhten Kosten zurückzuführen, die nicht von den Preisen gedeckt wurden. Dies ist auch durch den sehr niedrigen Preis für Trockenmilch bedingt, der auf dem Weltmarkt besteht und auch zu einem Rückgang der argentinischen Exporte geführt hat. Gleichzeitig mit der Produktionsverringerung geht der Prozess der Konzentration der Milchbetriebe weiter. Die USDA stützt ihre Prognosen auf Satellitenfilmungen, die von Fachleuten ausgewertet werden.

			***

			Die ZB erhielt bei ihrer Lebac-Ausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 75,46 Mrd., von denen nur $ 52.97 Mrd. angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 60,34 Mrd., so dass der Lebac-Bestand um $ 9,83 Mrd. abnahm. Die ZB hat auch Lebac auf dem sekundären Markt für $ 13,77 Mrd. gekauft, so dass gesamthaft eine kontraktive monetäre Wirkung entstand. Die Zinsen für Lebac auf 35 Tage wurden von 36,75% in der Vorwoche auf 35,25% in dieser gesenkt. Vor einem Monat lagen sie noch bei 38%. Doch auch bei Lebac auf längere Fristen wurden die Zinsen gesenkt: bei 60 Tagen von 35% auf 34%, bei 97 Tagen von 33,50% auf 32,25%. Bei Laufzeiten von über 150 Tagen fand eine leichte Zunahme statt, so bei 120 Tagen von 30,50% auf 31,25%. Dennoch verbleibt der anormale Zustand, dass die Zinsen für kurzfristige Lebac über denen für langfristige liegen. 

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Deputierten (jetzt von der Erneuerungsfront von Sergio Massa) monatlich als Durchschnitt privater Erhebungen bekanntgibt, weist im April eine Zunahme von 6,7% aus, womit die Zunahme in vier Monaten 2016 19,4% und in 12 Monaten zum April 41,7% ergibt. Die Tarifzunahmen erklären über zwei Drittel der April-Zunahme. Indessen lag die April-Zunahme bei Nahrungsmitteln und Getränken leicht über 2% (35% in 12 Monaten), so dass auch die „Kerninflation“ in dieser Grössenordnung lag.

			***

			Das Ministerium für Energie und Bergbau gab bekannt, dass bei der Ausschreibung für die Errichtung neuer Anlagen zur Erzeugung von elektrischem Strom 62 Offerten von 32 Unternehmen eingereicht wurden, für insgesamt 6.611 MW. Dies stellt eine Gesamtinvestition von über u$s 5 Mrd. dar. Ein Teil der Anlagen soll im kommenden Sommer schon in Betrieb genommen werden. Am Dienstag wurden die Couverts mit den technischen Offerten geöffnet, und am 7. Juni werden dann die Couverts jener wirtschaftlichen Offerten geöffnet, die die technischen Bedingungen erfüllen. Am 14. Juni soll entschieden werden, welche Offerten angenommen werden. Gegenwärtig reicht die Kapazität der gesamten Kraftwerke des Landes nicht aus, um den Bedarf im Sommer (wenn die Luftkühlgeräte in Betrieb genommen werden) zu befriedigen. Es ist anzunehmen, dass die Konsumenten nächsten Sommer als Reaktion auf die starke Erhöhung des Strompreises weniger konsumieren, u.a. indem die Luftkühlappparate rationeller eingesetzt werden. Und dann soll noch die zusätzliche Erzeugung hinzukommen. 

			***

			Die Gouverneuerin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, reiste am Mittwoch nach den den USA, um Kredite und Investitionen in Gang zu setzen. Am Mittwoch hatte sie dann Unterredungen mit hohen Beamten der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID), u.a. mit dem Vizepräsidenten der Weltbank Jorge Familiar und dem Präsidenten der BID, Luis Alberto Moreno. Am Donnerstag traf sie Peter Schechter, vom Atlantic Council. Und am Freitag wird sie in New York mit Leitern des „Council of the Americas“ reden. Die Provinz braucht dringend Kredite für die Finanzierung von Investitionsprojekten, an erster Stelle die Vertiefung und Korrektur des Luján-Flusses, um die periodischen Überschwemmungen zu vermeiden, und dann auch für die Beendigung der Arbeiten am Salado-Fluss. 

			***

			Das Bundesgericht für Verwaltungsangelegenheiten Nr. 3 hat eine Klage von Cristóbal López abgelehnt, die sich auf die Kontrolle der Spielmaschinen bei der Pferderennbahn von Palermo und die Kasinos auf den Schiffen Princess und Estrella de la Fortuna, die am Hafen von Buenos Aires liegen, bezieht. Auf diese Weise kann jetzt die Regierung der Stadt Buenos Aires dieses Glücksspiel kontrollieren und die lokalen Steuern einnehmen, die angeblich bisher ganz oder zum grossen Teil hinterzogen wurden. Die Stadt fordert von C. Lopez einen Betrag von $ 4 Mrd. wegen nicht gezahlter Bruttoumsatzsteuer. Auch hier geht es diesem K-Unternehmer jetzt schlecht, nachdem er nicht mehr den Schutz von CFK geniesst.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die EU-Kommission wird eine Aktualisierung des im Jahr 2000 in Kraft getretenen Handelspaktes mit Mexiko aushandeln. Das grüne Licht dafür gaben die Aussenminister. Dabei soll es um eine Herabsetzung der Zölle gehen, aber auch um eine Erweiterung des gemeinsamen Handels mit Lebensmitteln und Agrarprodukten. Weitere Fragen drehen sich um die nachhaltige und der Schutz von Investitionen. 

			***

			Brasiliens neuer Aussenminister, José Serra, traf bei seinem Besuch in Argentinien mit Aussenministerin Susana Malcorra und Finanzminister Alfonso Prat Gay zusammen, wobei sie eine Denkschrift über den Mercosur unterzeichneten, in der sie Strategien befürworten, um den deprimierten bilateralen Handel zu beleben. 2015 hatte der Handelsaustausch nur u$s 23 Mrd. betragen, 42% weniger als 2011. Brasilien will auch das Mercosur-Abkommen dahingehend ändern, dass die Mitgliedern einzeln Freihandelsabkommen mit Dritten abschliessen können. Doch Argentinien ist dagegen. In der Tat würde der brasilianische Vorschlag dazu führen, dass der Mercosur von einem gemeinsamen Markt auf ein Fereihandelsabkommen übergehen würde. In der Praxis wird der Mercosur schon jetzt zum Teil wie ein Freihandelsabkommen verwaltet, u.a. weil es keine gemeinsamen Zollsätze für Importe aus Drittländern gibt, und auch weil Argentinien die Exportzölle auch bei Lieferungen nach Brasilien anwendet, was laut Abkommen nicht gestattet ist. Schliesslich bestehen auch Beschränkungen beim bilateralen Handel, die nicht vorgesehen sind. 

			***

			Wegen Zuckermangel muss in Venezuela die Coca-Cola-Produktion gestoppt werden. Das dies in einem Land geschieht, dass Zuckerrohr anbaut und Zucker erzeugt, in einer Welt mit Überschuss an Zuckerproduktion, ist wirklich erstaunlich. (dpa/AT)) 

			***

			Angesichts der dramatisch verschlechterten Versorgungslage in Venezuela fordert Caritas international ein Ende der Blockade humanitärer Hilfe. „Die Lebensmittel-Vorräte im Land sind weitgehend aufgebraucht, der Großteil der Bevölkerung ist dramatisch unterversorgt. Die Menschen sind verzweifelt“, sagt der Venezuela-Referent von Caritas international, Philipp Lang, der sich derzeit in der Region aufhält. „Die medizinische Versorgung ist faktisch zusammengebrochen, die Stimmung im Land zum Zerreißen gespannt“, betont Lang. (Deutscher Caritasverband, Freiburg i.Br.)

			***

			Der Präsident von Brasilien, Michel Temer, kündigte eine Reihe von Massnahmen an, um die verfahrene Lage einzurenken, darunter eine Verringerung der Subventionen, Abschaffung von Steuervergünstigungen und neuer Sozialprogramme, Rückgabe von u$s 28 Mrd., die das Schatzamt der nationalen Entwicklungsbank (BNDES) geliehen hatte und von u$s 570 Mio., die einem souveränen Fonds zugewiesen wurden und in Erziehung investiert werden sollten. Gleichzeitig forderte Temer vom Kongress eine Erhöhung des im Haushaltsgesetz vorgesehenen Defizites von umgerechnet u$s 27 Mrd. auf u$s 47 Mrd. 

			****

			Geschäftsnachrichten

			Banco Supervielle

			Die Familie Supervielle hat 127,5 Mio. Aktien ihrer lokalen Banco Supervielle für u$s 2,20 je Aktie an der Börse von New York verkauft und dabei u$s 280,5 Mio. eingenommen. Gleichzeitig wurde die Kotierung der Aktien an der Börse von Buenos Aires genehmigt. Die Kontrollgruppe, geleitet von Patricio Supervielle, will 62% des Kapitals mit 85% der Stimmrechte behalten. In ca. 30 Tagen sollen weitere 19 Mio. Aktien zum gleichen Preis verkauft werden. Die Bank besitzt Aktiven von ca. $ 25 Mrd. und steht bei den Depositen auf Platz 14 der lokalen Banken. Die Bank verwaltet 13,2% der Zahlung von Pensionen und 8,2% der Karten von MasterCard.

			Vassali Fabril 

			Der grösste argentinischer Hersteller von Mähdräschern führt zur Zeit Verhandlungen, um das gesamte Aktienpaket an die Inhaber des Vetriebsnetzes zu übertragen. Das Unternehmen steckt in wirtschaftlicher Not, bedingt durch die grossen Finanzprobleme in Venezuela. Das Land hatte ursprünglich 245 Maschinen bestellt, aber nur 50 wurden verbindlich bezahlt. Weitere 70 stehen in den Depots auf Lager. Es handelt sich um Maschinen, die spezifisch für den venezolanischen Markt hergestellt wurden. Angeblich wären fünf Vertriebsfirmen bereit, die Firma zu übernehmen. 

			Bayer

			Der deutsche Pharma- und Planzenschutzriese Bayer will den Biotechnologiekonzern Monsanto für U$S 62 Mrd. übernehmen und damit zum weltgrößten Agrarchemie-Hersteller aufsteigen. Es wäre eine der teuersten Übernahmen der deutschen Wirtschaftsgeschichte. An der Börse sorgte die Bekanntgabe des gebotenen Kaufpreises am Montag für weitere Kursverluste der Bayer-Aktie. Bayer-Chef Werner Baumann verteidigt trotz der Vorbehalte der Aktionäre seine Übernahmepläne. Die Agrarindustrie stehe angesichts der schnell wachsenden Weltbevölkerung und der globalen Erwärmung vor gigantischen Herausforderungen. Durch die Kombination ihrer Fähigkeiten könnten Bayer und Monsanto hier wegweisende Antworten geben. Davon würden die Landwirtschaft, aber auch die eigenen Aktionäre profitieren.

			Die Leverkusener würden durch den Zusammenschluss zur weltweiten Nummer eins im Agrochemiegeschäft aufsteigen. Der Konzernumsatz würde auf rund E 60 Mrd. (bisher:E 46,3 Mrd.) zulegen, die Zahl der Mitarbeiter auf fast 140.000 (bisher: knapp 117.000) klettern. Letztes Jahr wollte Monsanto die Schweizerische Syngebnta übernehmen, doch schliesslich wurde diese von der chinesischen ChemChina gekauft. 

			In Argentinien hat Monsanto einen Jahresumsatz von umgerechnet u$s 800 Mio., der sich auf Chemikalien für die Landwirtschaft und verändertes Saatgut bezieht. 50% des Umsatzes entfällt auf genetisch veränderten Mais, danach kommt das Unkrautvertilgungsmittel Glifosat, und schliesslich die genetisch verändete Sojabohne Intacta, die Baumwolle Marke Siminis und auch Gemüse- und Obstarten. Monsanto hat gegenwärtig einen Konflikt mit den argentinischen Landwirten wegen der Gebühr für genetisch veränderte Sojabohne, die normalerweise für Sojabohne, die mit Monsanto-Samen erzeugt wurde, nicht gezahlt wird, aber vertragsmässig doch zahlen müsste. 

			Bayer hatte letztes Jahr in Argentinien einen Umsatz von umgerechnet ca. u$s 300 Mio., wobei u$s 208 auf landwirtschafltiche Chemikalien entfallen, die heute beim Unternehmen wichtiger sind als die traditionellen Phar-maprodukte. Die Fusion mit Monsanto schafft Synergieeffekte, führt jedoch gleichzeitig zu einer starken Konzentration auf dem Gebiet der Agragrchemie, wo es weltweit nur 3 bis 4 Unternehmen geben wird, statt der bisherigen 6 bis 7. (dpa/AT)

			Axion

			Dieses Unternehmen des Bridas-Konzerns (Familie Bulgheroni), das aus der Übernahme der Tankstellen und Raffinerien der US-Firma Esso (Tochtergesellschaft der Standard Oil) entstanden ist, hat ein Investitionsprogramm für u$s 1,5 Mrd. angekündigt, um die Kapazität der Raffinerie im Vorort Campana zu erhöhen. Ein Teil der Investition wird mit einem Kredit von u$s 320 Mio. der Weltbanktocher für Kredite an Privatunternehmen, die Internationale Finanzkörperschaft, finanziert. Finanzminister Prat Gay erläuterte, dass diese Investition zunächst 1.600 Arbeitsplätze schaffen werde, und in einer zweiten Etappe noch einmal so viele. Axion wird dabei die Erzeugung von Benzin und Dieselöl über 50% erhöhen. Diese Investition ist für die argentinische Wirtschaft von grosser Bedeutung, weil dadurch vermieden wird, dass auf der einen Seite Rohöl exportiert und auf der anderen Benzin und Dieselöl importiert wird, was doppelte Transportkosten (für den Export und den Import) verursacht, und dem Land teuer zu stehen kommt.

			Unilever

			Der Geschäftsführer des Univelever-Konserns, Paul Polman, gab Präsident Maurico Macri in einer privaten Unterredung ein Investitionsprogramm von u$s 320 Mio. in seinen lokalen Fabriken binnen 4 Jahren bekannt. Es handelt sich um neue Verpackungsanlagen, Erhöhung der Produktion verschiedener Produkte,und verschiedene technologische Neuerungen. Die niederländische Unilever ist in Argentinien mit der US-Firma Procter & Gamble führend auf dem Markt der Reinigungsprodukte für den Haushalt, stellt aber auch Nahrungsmittel her.

			Globant

			Dieses bedeutende argentinische Technologieunternehmen, das sich vornehmlich mit Computer-Software befasst und sich auch in den USA niedergelassen hat, und vor einem Monat eine Investition von $ 1,2 Mrd. binnen 5 Jahren in Argentinien angekündigt hat, hat letzte Woche den Kauf der britischen WAE abgeschlossen, die sich auf Modellzeichnungen spezialisiert und in London und New York Büros hat. Globant erhöht seine Belegschaft von 5.200 Personen um weitere 40, davon viele hochspezialisierte Fachleute.
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			Das Veto: Machtbehauptung und Bestätigung der Wirtschaftspolitik

			Präsident Mauricio Macri hat das vom Kongress in der Vorwoche verabschiedete Gesetz mit einem Veto ausser Kraft gesetzt, das ein Entlassungsverbot für 180 Tage verfügt, und auch eine Verdoppelung der Entlassungsentschädigung, für den Fall, dass eine Entlassung dennoch erfolgt und nicht beanstandet oder gerichtlich bestätigt wird. Diese Entscheidung des Präsidenten hat eine doppelte politische Bedeutung: einmal hat er dadurch seine Macht gegenüber den Gewerkschaften behauptet, und dann hat er der Wirtschaft ein klares Signal gegeben, dass er an seiner Wirtschaftspolitik festhält, die auf die Förderung von Investitionen ausgerichtet ist. Beides ist von entscheidender Bedeutung. 

			Die Gewerkschaften haben eine grosse faktische Macht, und eine Regierung, die Erfolg haben will, muss diese einschränken. Die Gewerkschafter sind durch ihre eigene Demagogie bedingt, und können schliesslich nicht anders, als unrealistische Lohnforderungen zu stellen, die direkt in die Hochinflation und dann in die Hyperinflation führen. Im Grunde dürften sie dies wissen, denn dumm sind diese Menschen gewiss nicht, so dass sie froh sein dürften, wenn sie einer Regierung gegenüber stehen, die sie an diesem Amoklauf verhindert, aber ihnen erlaubt, als Kämpfer für die Arbeiter aufzutreten.

			Alfonsín (1983/89) hat sich der Gewerkschaftsmacht gebeugt, mit dem Ergebnis, dass die Inflation dreistellig wurde und Anfang 1989 in eine Hyperinflation mündete, die kurz danach zu seinem vorzeitigen Rücktritt führte. Das Bruttoinlandsprodukt sank während seiner Amtszeit um ca. 10%. Vorher war es Isabel Perón in dieser Hinsicht noch schlechter gegangen. Als sie Mitte 1975 mit ihrem Minister Celestino Rodrigo eine bedeutende Abwertung vollzog, um das gebrochene wirtschaftliche Gleichgewicht wieder herzustellen, ordnete die Gewerkschaftszentrale CGT einen Generalstreik an, der ihr politisch das Genick brach. Danach gab es Lohnerhöhungen von 50% und mehr am laufenden Band, die Inflation wurde sofort dreistellig (im Jahr), die Wirtschaft geriet in einen chaotischen Zustand, auch mit einer Zahlungsbilanzkrise und einem Default, und im März 1976 trat die erste Hyperinflation ein, mit einer Preiszunahme von 50% in einem Monat. Unter diesen Umständen war es für sie nicht mehr möglich, die verfahrene Lage einzurenken, und auch das trug zu ihrer Absetzung durch die Militärs bei. Wie es Aristoteles vor über zweitausend Jahren schon gesagt hatte: wenn die Demokratie in Anarchie entartet, dann folgt eine Diktatur. Die Hyperinflation ist der monetäre Ausdruck der Anarchie.

			Der zweite Schritt ist jetzt, dass Macri erreicht, dass die Lohnerhöhungen bei den noch fehlenden Abschlüssen der Gesamtarbeitsverträge um die 30% liegen, auch wenn es dabei einige Ausnahmen gibt. Da die Preise allgemein zunächst stärker steigen, bedeutet dies, dass ein Reallohnverlust hingenommen wird, und eine Entwicklung wie 1975 vermieden wird, die 1976 in einem viel höheren Reallohnverlust mündete, als es bei vernünftigem Verhalten der Gewerkschaften der Fall gewesen wäre. Danach muss erreicht werden, dass die Zulagen 2017 unter 20% liegen, im Zuge einer ebenfalls sinkenden Inflationsrate. Um diese auf eine einstellige Zahl zu drücken, die auch in dieser Beziehung eine Rückkehr zur zivilisierten Welt darstellt, muss sich die Regierung gegenüber den Gewerkschaften weiter verhärten, also ihre Macht behaupten. Was selbstverständlich nicht bedeutet, dass sonst nichts geschieht. Das Defizit der Staatsfinanzen muss stark gesenkt werden, und die Wirtschaft muss allgemein effizienter werden. Beiläufig sei bemerkt, dass es Menem in den 90er Jahren gelungen ist, die Gewerkschaften auf sanfte Art zu bändigen, und dabei wesentlich zur zehnjährigen Stabilität beitrug, beim gleichzeitigem BIP-Wachstum von über 60%. Menem verstand es, die Schwächen der Gewerkschafter zu nutzen, besonders alles, was den Geldbeutel betrifft, und das könnte Macri bestimmt auch tun. Vorsichtshalber haben die Spitzengewerkschafter zunächst den im Fall des Vetos am 29. April angekündigten Generalstreik nicht mehr erwähnt. Wahrscheinlich hängt dies auch damit zusammen, dass Macri den Gewerkschaftern die Zahlung einer Milliardenschuld des Staates an die Sozialwerke in Aussicht gestellt hat, und eine Verhandlung sich in Gang befindet. 

			Für die Wirtschaft wäre das Gesetz über Entlassungsverbot für 180 Tage mit Verdoppelung der Entlassungsschädigung eine sehr negatives Signal gewesen. In einer modernen Wirtschaft, die einer intensiven Dynamik untersteht, gibt es ständig Entlassungen. Wichtig ist hier, dass gleichzeitig neue Arbeitsplätze geschaffen werden, und gerade dies wird durch eine starre Arbeitsgesetzgebung behindert, die nur darauf abzielt, bestehende Arbeitsplätze zu erhalten. 

			Das Gesetzesprojekt wurde von den Gewerkschaften und der parlamentarischen Fraktion, „Front für den Sieg“, ganz besonders durch den Ultrakirchneristen und ehemaligen Gewerkschaftsanwalt Héctor Recalde, mit einer nicht nachlassenden Flut von Entlassungen begründet. Das stimmt jedoch nicht. Gewiss muss beim Staat ein Beamtenabbau stattfinden, einfach weil die Kirchners über eine Million unnötige Angestellte in den Staat (in seinen drei Stufen, Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden, plus Staatsunternehmen und autonome Ämter) aufgenommen haben, viele davon in den letzten Monaten der Amtszeit von CFK. Dennoch wurden bisher nur wenige entlassen. Das Wirtschaftsinstitut CEPA (Centro de Economía Política Argentina), das CFK nahe steht, hat berechnet, dass zwischen dem 10.12.15 und dem 30.4.16 insgesamt 60.028 Staatsangestellte entlassen wurden. Doch viele davon wurden erst vor Kurzem in die Staatsverwaltung aufgenommen, und andere hatten Verträge, die abgelaufen sind und einfach nicht erneuert wurden. Von den Staatsangestellten, die Beamtenstatus haben, und als solche Stabilität geniessen, wurde kaum einer entlassen. 

			Doch in der Privatwirtschaft liegt der Fall anders. Hier waren es laut CEPA 94.762 Arbeitnehmer, die sich jedoch stark auf die Bauwirtschaft und den Erdölbereich konzentrieren und auf besondereUmstände zurückzuführen sind. Die Unternehmen haben allgemein keine überschüssigen Arbeiter und Angestellten, einmal, weil sie vernünftig wirtschaften, und dann weil sie sonst nicht konkurrieren könnten. Ausserdem: eine Entlassung ist ohnehin in Argentinien sehr kostspielig, so dass die Leiter der Unternehmen zwei Mal überlegen müssen, ob sie jemand entlassen. Wenn wegen Marktumständen oder Einführung arbeitsaparender Technologie eine Verringerung der Belegschaft notwendig wird, erfolgt dies meistens, indem diejenigen, die in Pension gehen, freiwillig ausscheiden oder sterben, nicht ersetzt werden. Und das würde auch beim vetierten Gesetz so bleiben. Abgesehen davon, wird die Belegschaft nur verkleinert, wenn auf längere Zeit nicht mehr Arbeitnehmer notwendig sind. Denn jeder neue Arbeiter oder Angestellte kostet zunächst viel Geld, weil er seine Arbeit erst lernen und sich an das Unternehmen anpassen muss, und somit eine geringe Leistung aufweist, mehr Kontrolle von seinen Chefs erfordert und auch mehr Fehler begeht. Ein Arbeiter oder Angestellter, der seine Arbeit gut verrichtet, ist für ein Unternehmen sehr viel wert und wird nur in Extemfällen entlassen.

			Gewerkschafter und Oppositionsdeputierte behaupteten ständig, dass ein Notstand bestehe, etwa wie 2002. Das stimmt jedoch nicht. Einmal hat AFIP-Direktor Alberto Abad darauf hingewiesen, dass im April 2016 die Zahl der Arbeitnehmer, die einen Sozialbeitrag an die ANSeS leisten, um 60.000 Personen höher als in ein Jahr zuvor war. Wenn man berücksichtigt, dass mindestens 30.000 pensioniert wurden oder starben, muss die Zahl der Neueinstellungen bei 90.000 liegen. Ebenfalls ergeben die ANSeS-Zahlen, dass die Zahl der eingetragenen Arbeitnehmer nur von 6,24 Mio. Ende Dezember 2015 auf 6,23 Mio. Ende März 2016 gefallen ist, also um 0,07%. Diese Zahlen ergeben sich aus der Buchhaltung der ANSeS und stimmen. Sie zeugen gewiss nicht von einer Krise auf dem Arbeitsmarkt. Dann hat Arbeitminister Jorge Triaca in der Deputiertenkammer erklärt, dass die Anzahl der Krisenverfahren, die Unternehmen beim Arbeitsministerium einleiten, in diesem Jahr nur 14 betrügen. 2002 waren es 1.016 gewesen, in der Rezession von 2008/09 waren es 140 und 2015 nur 36. Auch dies zeigt, dass keine tiefe Beschäftigungskrise besteht. Hier sei bemerkt, dass das sogenannte Repro-System weiter besteht, das die Kirchners eingeführt haben und darin besteht, dass in Krisensituationen der Staat die Hälfte des Lohnes der Arbeiter übernimmt, die ein Unternehmen effektiv nicht beschäfigt, aber auch nicht entlässt. Doch es wird jetzt kaum angewendet, im Gegensatz zu 2009, als es über 400 Fälle gab.

			Wie hoch die Arbeitslosigkeit ist, kann man nur schätzen, weil das INDEC auch hier eine zuverlässige Statistik schuldig ist. Was die Kirchneristen behaupten, dass es unter der Regierung von CFK schliesslich weniger als 6% waren, und jetzt über 10% sind, stimmt einfach nicht. Denn bisher hat das INDEC diejenigen Arbeitslosen, die die Suche nach einem Arbeitsplatz aufgegeben haben, meistens weil sie entmutigt waren oder es für sinnlos hielten, nicht als arbeitlos eingestuft, ebenfalls auch diejenigen nicht, die eine Subvention erhalten und angeblich eine kommunale Arbeit verrichten, aber in Wirklichkeit nichts tun. Wenn man alles zusammenzählt, gelangt man schon vor dem Regierungswechsel auf über 10%, und jetzt dürfte es nur etwas mehr sein. 

			Dennoch besteht ein Beschäftigungsproblem, das in Angriff genommen werden muss. Die Zahl der Arbeitslosen und der Unterbeschäftigten ist auf alle Fälle gut doppelt so hoch, wie es in einer zivilisierten Gesellschaft sein sollte, wobei noch hinzukommt, dass die Unterbeschäftigten als Folge der Rezession noch weniger zu tun haben, als vor einigen Monaten. Ausserdem ist es gewiss anormal, dass etwa ein Drittel der Arbeitnehmer schwarz arbeitet. Die Regierung steht hier vor einer gewaltigen Herausforderung, wobei es mit dem Gesetzesprojekt über Erleichterungen bei der Beschäftigung von Jugendlichen, das unmittelbar im Kongress behandelt werden soll, gewiss nicht getan ist. 

			Die Beschäftigungsproblematik muss gründlich durchdacht und diskutiert werden, auch mit den Gewerkschaftern. Es ist auf alle Fälle schon ein Fortschritt, dass die Gewerkschafter sich nicht nur um Löhne und Arbeitsbedingungen kümmern, wie es traditionell der Fall war, sondern sich auch Sorgen über Beschäftigung machen. Die Angst, dass es schliesslich doch zu einer Entlassungswelle kommt, hat sie bei den Lohnverhandlungen zu einer etwas gemässigteren Haltung bewogen. Vielleicht haben die Gewerkschaftler dann auch mehr Verständnis dafür, dass die Starrheit der bestehenden Arbeitsgesetzgebung, und die Verteuerung der Arbeit, die abgesehen von den Lohnerhöhungen eingetreten ist, gegen die Beschäftigung wirken. Ihr Hauptberater, Héctor Recalde, hat dies bis heute nicht begriffen. Er ist persönlich für die höhere Starrheit der Gesetzgebung verantwortlich, die unter den Kirchner-Regierungen stattgefunden hat, und somit für mehrere Punkte zusätzlicher Arbeitslosigkeit und Schwarzarbeit. Seiner Initiative ist es u.a. zu verdanken, dass das erfolgreiche System für Praktikanten der Menem-Regierung abgeschafft wurde, und auch dass die gute Reform von Präsident Fernando de la Rúa in wesentlichen Aspekten, die einen klaren Fortschritt darstellten, rückgängig gemacht wurde. 

			Präsident Macri hat am Freitag der Vorwoche, in seiner Ansprache vor der Belegschaft des Betriebes der Geflügelfleischfabrik Cresta Roja (die pleite gegangen war und geschlossen wurde, aber unter Macri die Produktion mit neuen Besitzern und staatlicher Hilfe wieder aufgenommen hat) die Schaffung von Arbeitsplätzen als einen zentralen Aspekt seiner Wirtschaftspolitik dargestellt und dies besonders betont. Frage: ist er sich bewusst, welche konkreten Reformen der Arbeitsgesetzgebung in diesem Sinn notwendig sind? Das muss sich noch zeigen; denn bisher hat weder er noch sein Arbeitsminister, noch sonst ein Spitzenbeamter, sich über das Thema geäussert.
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			Staatsfinanzen in vier Monaten 2016 bringen Fortschritte zum Ausdruck

			Das Finanzministerium hat die Zahlen über die Staatsfinanzen im April und im ersten Quartal schon am 20. Mai bekanntgegeben, und zwar in einer verständichen Form. Unter den Kirchners wurden die Zahlen mit über einem und gelegentlich sogar zwei Monaten Verspätung bekanntgegeben, und jeder musste dann die Analyse selber durchgeführen. Die neuen Zahlen zeugen von einer spürbaren Besserung, auch wenn gewiss noch enorm viel getan werden muss. Halten wir folgende Aspekte der ersten vier Monate fest:

			- Die laufenden Einnahmen von $ 443,68 Mrd. liegen um 29% über dem Vorjahr. Davon entfallen $ 255,20 Mrd. (+26,8%) auf Steuereinnahmen, $ 168,71 Mrd. (+31,5%) auf Sozialabgaben, $ 10,65 Mrd. (+17,9%) auf andere laufende Einnahmen und $ 9,12 Mrd. (+70,6%) auf ausserordentliche Einnahmen. Die Einnahmen liegen auf alle Fälle unter der Inflation, die bei diesem Vergleich zwischen 30% und 35% liegt. Das ist auf die Abschaffung, bzw. Senkung von Exportzöllen, Erhöhung des steuerfreien Minimums u.a. Reformen, plus die Wirkung der Rezession, zurückzuführen.

			- Die primären Ausgaben (ohne Zinsen auf die Staatsschuld) von $ 506,08 Mrd. liegen um 24% über dem Vorjahr. Davon entfallen $ 93,19 Mrd. (+23,3%) auf die Staatsverwaltung, $ 204,42 Mrd. (+40%) auf Pensionen, Hinterbliebenenrenten, andere Renten, Kindergelder u.a. soziale Leistungen der ANSeS. Die starke Zunahme ist auf die Erweiterung des Kindergeldes, die im März automatisch verfügte Rentenerhöhung, und strukturell auf die Alterung der Bevölkerung zurückzuführen. Weitere $ 137,33 Mrd. entfallen auf Überweisungen an Provinzen u.a. (+18,5%). Dann entfallen $ 21,77 Mrd. (+22,4%) auf das Betriebsdefizit der Staatsunternehmen. Abgesehen von den ANSeS-Ausgaben verzeichnen alle laufenden Ausgaben einen realen Rückgang, was sehr positiv gewertet werden muss.

			- Die Kapitalausgaben (die auch in den oben angegebenen primären Ausgaben eingeschlossen sind) betrugen $ 49,37 Mrd. (-6,6%), also leicht unter 10% der gesamten Ausgaben ohne Zinsen. Dies bezieht sich im Wesen auf die Finanzierung öffentlicher Investitonen. Diese wurden weitgehend stillgelegt, zum Teil schon vor dem Regierungswechsel. Die Macri-Regierung studiert sie einzeln sehr gründlich, und setzt sie nach und nach wieder in Gang, zum Teil mit Änderung der Projekte und so weit wie möglich mit Finanzierung aus dem Ausland. Zunächst werden hier schon unter der vorangehenden Regierung gewährte chinesische und russische Kredite eingesetzt. Und dann kommen vorwiegend Kredite der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank. Auf diese Weise wird die Staatskasse entlastet.

			- Das primäre Ergebnis ohne Renten lag mit Minus $ 62,40 Mrd. um $ 1,76 Mrd. unter dem Minus $ 64,17 Mrd. des Vorjahres. 

			- Die Renten aus Staatsbesitz, die sich im Wesen auf den ZB-Gewinn und den des Sonderfonds der ANSeS minus Zinsen auf Schulden beziehen, lagen mit $ 10,76 Mrd. um $ 28,45 Mrd. über dem Minus von $ 17,68 Mrd. des Vorjahres. Dies ist an erster Stelle auf den Abzug des ZB-Gewinnes in Höhe von $ 30 Mrd. zurückzuführen, gegen Null im Vorjahr, aber auch auf den Umstand, dass der Gewinn des ANSeS-Fonds mit $ 19,27 Mrd. um $ 5,48 Mrd. über dem Vorjahr lag. Die Zinsen lagen mit $ 38,50. Mrd um $ 7,03 Mrd. über dem Vorjahr. Hier kommen die Wirkung der Abwertung und die Zunahme der Staatsschuld zum Ausdruck.

			- Das finanzielle (also „echte“) Ergebnis, bei dem hier auch der ZB-Gewinn und der Gewinn des ANSeS-Sonderfonds hinzugezählt und die Zinsen auf die Staatsschuld abgezogen werden, lag mit Minus $ 51,64 Mrd. um $ 30,21 Mrd. unter dem Minus von $ 81,85 Mrd. des Vorjahres. Wenn man den ZB-Gewinn und den des ANSeS-Fonds abzieht, wie es bei richtiger Buchführung sein sollte, dann steigt das echte Defizit auf $ 100,91 Mrd., gegen $ 95,64 Mrd. im Vorjahr, aber ohne die genannten Zuschüsse. Der ZB-Gewinn ist rein buchmässig, weil er auf die Wirkung der Abwertung auf die Devisenreserven beruht, die in Pesos gebucht werden. Und der Gewinn des ANSeS-Fonds gehört den Rentnern und nicht dem Schatzamt. Das offiziell ausgewiesene Defizit ist somit nominell um 5,5% gestiegen, doch real, bei Berücksichtigung der Inflation, gesunken. Doch bei einem homogenen Vergleich ist das Defizit nominell viel stärker gestiegen. Das Schatzamt sollte die richtige Methodologie anwenden, und nicht weiter die falsche bisherige verwenden. 

			Im April war das Ergebnis bedeutend besser als im den ganzen vier Monaten, weil hier schon Massnahmen der neuen Regierung zum Ausdruck kommen. Die primären Einnahmen lagen um 23,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, während die primären Ausgaben (ohne Zinsen) nur um 13% stiegen, und dies trotz der starken Zunahme bei den Ausgaben der ANSeS. Die Zunahme bei Personalausgaben war mässig, und bei Kapitalausgaben fand eine Abnahme statt. 

			Der Bericht des Finanzministeriums weist darauf hin, dass im Mai mit wesentlich höheren Kapitalausgaben gerechnet werden muss, besonders wegen der Anerkennung von Schulden mit Holdouts, die geregelt wurden. Gesamthaft kann man damit rechnen, dass die laufenden Ausgaben real weiter abnehmen, weil überall gespart wird und auch die hohe K-Korruption entfällt, die die Staatsausgaben durch Überpreise und ungerechtfertigte Zahlungen aufblähte. Die Kapitalausgaben werden jedoch steigen, wobei sie eben nur besser finanziert werden. Aber die Kapitalausgaben werden voraussichtlich viel weniger zunehmen, als es bei Fortführung der Planung gewesen wäre, die die K-Regierung aufgestellt hatte.

			

			

		

	